
1. Ergänzung der Vorschriften zur Mitgliederversammlung

(x) Abweichend von § 32 Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist ein Beschluss ohne
Versammlung der Mitglieder gültig, wenn alle Mitglieder beteiligt wurden, bis zu dem vom
Verein gesetzten Termin mindestens die Hälfte der Mitglieder ihre Stimmen in Textform
abgegeben haben und der Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst wurde.

Hintergrund und Begründung: Nach § 32 Abs. 3 BGB ist zwar eine Beschlussfassung
der Mitglieder im Umlaufverfahren zulässig. Allerdings sind dafür 100 % Ja-Stimmen
aller Mitglieder (nicht nur derjenigen, die sich an der Umfrage beteiligen) erforderlich.
Das ist eine sehr hohe Hürde, die durch die vorgeschlagene Satzungsänderung
relativiert wird.
Die Satzungsregelung sollte bei den Regelungen zur Mitgliederversammlung
eingeordnet werden.

2. Mitgliederversammlung in elektronischer Form

(x) Die Mitgliederversammlung kann in Präsenzform, als virtuelle Versammlung
(Teilnahme- und Mitgliedsrechte können ausschließlich in elektronischer Form
ausgeübt werden) oder als Hybridversammlung (Mitglieder können ihre Teilnahme-
und Mitgliedsrechte nach eigener Wahl in Präsenzform oder elektronisch ausüben)
durchgeführt werden. Die Entscheidung über die Art der Versammlung trifft der
Vorstand. Sie ist mit der Einladung bekannt zu geben.
Wird die Mitgliederversammlung als virtuelle Versammlung oder Hybridversammlung
durchgeführt, sind die Mitglieder mit der Einladung darüber zu informieren, wie sie
elektronisch an der Versammlung teilnehmen und ihre Mitgliedsrechte ausüben
können. Der Vorstand kann eine Anmeldefrist für die Teilnahme an der virtuellen
Versammlung bzw. Hybridversammlung bestimmen und mit der Einladung mitteilen. 
Die Zugangsdaten zu der elektronischen Teilnahme- und/oder Rechtsausübung bei
einer virtuellen oder Hybridversammlung sind den in elektronischer Form
teilnehmenden Personen spätestens 48 Stunden vor Beginn der Versammlung an die
letzte von ihnen bekannt gegebene E-Mail-Adresse mitzuteilen. Diese Zugangsdaten
sind nur für den persönlichen Gebrauch durch das jeweilige Mitglied bestimmt. Sie
dürfen nicht an Dritte weitergegeben werden. 
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Hintergrund und Begründung: § 32 Abs. 2 BGB erlaubt auch ohne ausdrückliche
Satzungsregelung, dass Mitgliederversammlungen in hybrider Form durchgeführt
werden können. Für rein elektronische Mitgliederversammlungen ist allerdings eine
entsprechende Satzungsgrundlage erforderlich. Insgesamt ist § 32 Abs. 2 BGB aber
wenig geglückt und regelt wesentliche Fragen nicht. Dieses Manko wird durch die
vorgeschlagene Satzungsregelung beseitigt.

Die Satzungsregelung sollte bei den Regelungen zur Mitgliederversammlung
eingeordnet werden.

3. Ladungsfrist zur Mitgliederversammlung

(x) Der Vorstand lädt zur Mitgliederversammlung mit einer Ladungsfrist von ____ Wochen in
Textform unter Angabe der Tagesordnung ein. Die Einladung ist an die letzte vom Mitglied
bekannt gegebene Adresse zu senden. Für die Fristberechnung kommt es auf den Tag der
Absendung an.

Hintergrund und Begründung: Grundsätzlich ist der Verein dafür beweispflichtig,
dass die Einladung zur Mitgliederversammlung den Mitgliedern fristgemäß zugegangen
ist. Dieser Beweis ist natürlich in der Praxis schwer zu führen und kann zu Problemen
führen, wenn Mitglieder behaupten, sie hätten die Einladung nicht erhalten. Die
Satzungsregelung bestimmt, dass es nicht auf den Zugang beim Mitglied, sondern auf
das Absenden beim Verein ankommt.

Die Satzungsregelung sollte bei den Regelungen zur Mitgliederversammlung
eingeordnet werden.

4. Satzungsänderung durch den Vorstand

(x) Der Vorstand kann redaktionelle Satzungsänderungen oder solche, die aufgrund von
gesetzlichen Anforderungen oder von Vorgaben des Vereinsregisters oder anderer Behörden
erforderlich sind, beschließen. Eine Befassung der Mitgliederversammlung mit solchen
Satzungsänderungen ist nicht erforderlich, Die Mitglieder sind über so beschlossene
Satzungsänderungen zeitnah nach Wirksamwerden der Satzungsänderung zu informieren.
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Hintergrund und Begründung: In der Praxis kommt es immer wieder einmal vor, dass
das Vereinsregister beschlossene Satzungsänderungen aus (manchmal auch nur
angenommenen) rechtlichen Erwägungen heraus nicht eintragen möchte. Auch
Satzungsänderungen aus steuerlichen Gründen oder redaktionelle
Satzungsänderungen können unter Umständen schnell erledigt werden müssen. Dann
gibt eine solche Satzungsregelung die notwendige Flexibilität. 

Die Satzungsregelung sollte beim Aufgabenkatalog des Vorstandes eingeordnet
werden.

5. Datenschutzordnung durch den Vorstand

(x) Der Vorstand kann eine Datenschutzordnung erlassen, die im Rahmen der rechtlichen
Vorgaben Details der Datenverarbeitung regelt.

Hintergrund und Begründung: Gerade, wenn im größerem Umfang
personenbezogene Daten verarbeitet werden, ist das einhalten der Datenschutz-
Grundverordnung unter Umständen problematisch. Eine der größten
Herausforderungen ist die Organisation der vorgeschriebenen technischen und
organisatorischen Maßnahmen der Datensicherheit (TOM). Hier ist es hilfreich, wenn
der Vorstand insoweit Vorgaben beschließen kann, was durch die vorgeschlagene
Klausel sichergestellt wird. Ohne eine solche Klausel wäre die Mitgliederversammlung
für den Erlass der Datenschutzordnung zuständig (§ 32 Abs. 1 BGB). Das ist in der Regel
zu wenig flexibel.

Die Satzungsregelung sollte beim Aufgabenkatalog des Vorstandes eingeordnet
werden.
 

6. Beschlussfassung im Vorstand

(x) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben, in der unter anderem die
Beschlussfassung des Vorstandes im Wege der elektronischen Kommunikation geregelt wird.

Hintergrund und Begründung: Grundsätzlich gilt nach § 28 BGB für die
Beschlussfassung des Vorstandes das Gleiche wie für die Beschlussfassung durch die
Mitgliederversammlung. Wenn auch eine Abstimmung im Vorstand in einer vollständig
online durchgeführten Vorstandssitzung oder telefonisch möglich sein soll, braucht
dass eine Satzungsgrundlage. Mindestens ist es erforderlich, dass dies in einer
Geschäftsordnung verbindlich geregelt wird, die dann wiederum eine Grundlage der
Satzung haben muss.
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Die Satzungsregelung sollte bei den Regelungen zum Vorstand eingeordnet werden.

7. Tagesmitgliedschaften
§ x – Tagesmitgliedschaften
(1) Die Tagesmitgliedschaft ist eine besondere, zeitlich auf einen Kalendertag befristete Form
der Mitgliedschaft im Verein. Sie richtet sich an Personen, die den Verein und seine
Einrichtungen kurzfristig und ohne dauerhafte Bindung nutzen möchten.
(2) Tagesmitglied des Vereins kann jede natürliche volljährige Person werden, die die Ziele
des Vereins unterstützt und die Satzung des Vereins als verbindlich anerkennt. Die
Tagesmitgliedschaft wird mit einen Aufnahmeantrag beantragt. Der Aufnahmeantrag für die
Tagesmitgliedschaft kann in elektronischer Form über die vom Verein bereitgestellte Online-
Plattform oder per E-Mail gestellt werden. 
(3) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand abschließend. Der Vorstand kann
diese Entscheidungsbefugnis auf ein von ihm bestimmtes Vereinsmitglied oder eine
beauftragte Person übertragen, um eine kurzfristige Bearbeitung zu gewährleisten. Die
Aufnahme gilt als angenommen, wenn der Verein dem Antragsteller eine Bestätigungs-E-
Mail zusendet.
(4) Die Tagesmitgliedschaft endet automatisch mit Ablauf des Kalendertages, für den sie
beantragt und bestätigt wurde. Einer gesonderten Kündigung bedarf es nicht.
(5) Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar und nicht vererblich. Eine Verlängerung der
Tagesmitgliedschaft ist ausgeschlossen; bei erneutem Nutzungswunsch ist ein neuer
Aufnahmeantrag zu stellen.
(6) Tagesmitglieder sind berechtigt, am Tag ihrer Mitgliedschaft die Einrichtungen und
Angebote des Vereins zu nutzen, soweit der Vorstand dies nicht im Einzelfall einschränkt.
(7) Tagesmitglieder haben kein Stimmrecht in der Mitgliederversammlung und sind nicht
berechtigt, Vereinsämter zu bekleiden oder an Vorstandswahlen teilzunehmen. Sie haben
jedoch das Recht, an öffentlichen Veranstaltungen des Vereins während ihrer
Mitglkiedschaft teilzunehmen.
(8) Tagesmitglieder sind verpflichtet, einen Tagesbeitrag zu entrichten. Der Tagesbeitrag ist
vor Beginn der Tagesmitgliedschaft vollständig zu zahlen. Die Höhe des Tagesbeitrags wird
vom Vorstand festgesetzt und gesondert veröffentlicht. Die Zahlung des Tagesbeitrags kann
per Überweisung, Lastschrift oder über die Online-Plattform des Vereins erfolgen. Der
Nachweis der Zahlung ist Voraussetzung für die Wirksamkeit der Aufnahmebestätigung.
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Hintergrund und Begründung: In einigen Dörpsmobil-Vereinen stellt sich die Frage
nach der Zulässigkeit von Tagesmitgliedschaften. Das BGB enthält lediglich allgemeine
Regelungen zur Mitgliedschaft. Nach § 58 BGB soll die Satzung Regelungen über den
Eintritt und den Austritt der Mitglieder enthalten. Dabei kennt das BGB keine
Tagesmitgliedschaft. Sie sind gleichwohl nach der Rechtsprechung möglich. Erforderlich
ist dann allerdings eine Satzungsregelung, die sowohl den Eintritt als auch den Austritt
der Mitglieder und die Mitgliedsrechte und Pflichten regelt. Da dies in vielen Fällen bei
einer Tagesmitgliedschaft anders sein soll, als bei „normalen Mitgliedschaften“
empfiehlt sich insoweit ein gesonderter Paragraf in der Satzung. Bei der Gestaltung ist
darauf zu achten, dass es keine Widersprüche zu bereits bestehenden
Satzungsregelungen gibt.

Die Satzungsregelung sollte bei den Regelungen zur Mitgliedschaft eingeordnet
werden.

Sinnvolle Satzungsklauseln, vorgestellt durch: 

Rechtsanwalt Heiko Klages
Fehrsweg 20
22335 Hamburg
Fon 040 - 4711 4029
Fax 040 - 4711 4028
Email hk@ra-klages-hamburg.de
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